
„Die im Jahr 2013 gestiegenen Ein-
satzzahlen für die Feuerwehren in
Thüringen  zeigen, wieviel Verantwor-
tung auf den Schultern der vielen
Feuerwehrfrauen und -männer lastet
und wie engagiert dieses nicht im-
mer ungefährliche Ehrenamt von tau-
senden Menschen wahrgenommen
wird. Thüringen steht aber vor der
Herausforderung, einen flächendek-
kenden Brand- und Katastrophen-
schutz auch in Zukunft zu sichern.
Insbesondere die Förderung und Un-
terstützung des Ehrenamtes und der
Nachwuchsförderung ist Aufgabe
von Landespolitik“, unterstützt MdL
Sabine Berninger (LINKE) die vom
Feuerwehrverband angemahnte Eva-
luation der Maßnahmen zur Mitglie-
dergewinnung.

Sozialministerin Heike Taubert hat-
te zu einem Runden Tisch Online-Ver-
sandhandel geladen. Neben Kam-
mern und Gewerkschaft ver.di waren
auch Zalando, redcoon und KNV zu
Gast. „Aber ein Ergebnis hin zu mehr
Guter Arbeit konnte nicht verkündet
werden“, so MdL Ina Leukefeld.
„Runde Tische schaden sicherlich
nicht. Es bleibt jedoch die Frage –
was nützen sie den Beschäftigten?
Wir müssen in Thüringen vielmehr
nach der Landtagswahl auf eine An-
passung der Förderbestimmungen
drängen, um begrüßenswerte Investi-
tionen stärker an die Standards Gu-
ter Arbeit zu binden und prekäre Ar-
beitsverhältnisse und prekäre Le-
bensbedingungen in Thüringen im-
mer weiter zurückzudrängen.“         

In der Juni-Plenarsitzung hatte
der Thüringer Landtag die Große
Anfrage der Fraktion DIE LINKE und
die Antwort der Landesregierung
zum Thema „20 Jahre Hungerstreik
in Bischofferode - Schlussfolgerun-
gen auch noch heute“ beraten. In
der Debatte hatte für die Linksfrak-
tion die Abgeordnete Dr. Johanna
Scheringer-Wright gesprochen. Fol-
gend Auszüge aus dem Plenarproto-
koll ihrer Rede.

Im Juli 2013 jährte sich der heraus-
ragende Kampf der Kumpel von Bi-
schofferode, ihr Hungerstreik für den
Erhalt ihres Bergwerks, zum 20. Mal.
Viele der Beteiligten sind auch heute
noch maßlos enttäuscht. Für Bischof-
ferode, für die Grube, für das Dorf, für
die Region ist genau so oder noch
schlimmer gekommen, als sie es da-
mals befürchtet hatten. 

Viele der damals Beteiligten sind
aber auch heute noch maßlos wütend,
wie eine ganze Region plattgemacht
wurde. Und viele verstehen selbst heu-
te nicht, warum nach der politischen
Wende nicht Marktwirtschaft mit frei-
em Wettbewerb eingeführt wurde.
Warum wurde eine ganze Region geop-
fert, damit durch die Bevorteilung ei-
nes großen Konzerns ein Weltkonzern
mit Monopolstruktur in Deutschland
aufgebaut werden konnte? Warum und
wie es dazu kommen konnte, damit be-
schäftigte sich ja auch die öffentliche
Anhörung am 5. Juni zum Kalifusions-
vertrag, dessen Kopie plötzlich aufge-
taucht war, obwohl er angeblich hier in
Thüringen in keinem Ministerium oder
sonstwo abgelegt war.

Trotz dieser Anhörung und der Ant-
wort der Landesregierung auf unsere
Große Anfrage zu Bischofferode blei-
ben viele Fragen unbeantwortet. Da
können Menschen dann nur spekulie-
ren, ob vielleicht und in welchem Um-
fang und an wen finanzielle Anreize ge-
flossen sind, um Entscheidungen zu

„Die so genannten ‚Funktionszu-
lagen‘ an parlamentarische Funkti-
onsträger aus der Fraktionskasse
sind eindeutig eine Verletzung des
Grundsatzes der Gleichheit des
Mandats, die auch die Gleichheit
in der Alimentierung der einzelnen
Abgeordneten einschließt, sie sind
daher strikt abzulehnen“, so André
Blechschmidt, Parlamentarischer
Geschäftsführer der LINKE-Frakti-
on, mit Blick auf den ausstehen-
den Rechnungshofbericht zu „Son-
derzulagen“ aus der Fraktionskas-
se an Abgeordnete mit Funktions-
ämtern, wie sie bei der CDU- und
FDP-Fraktion vorgenommen wer-
den. Ein ‚Weiter-so‘ verstärke den
leider in weiten Teilen der Bevölke-
rung vorhandenen Eindruck der
„Selbstbedienungsmentalität“
noch mehr und trage letztlich zum
Anwachsen der Politik- oder gar
Demokratieverdrossenheit bei.
Die LINKE-Fraktion hat solche Zu-
satzzahlungen immer als unnötig
und im Vergleich zur Situation der
Normalbürger als unangebracht
bewertet. Dafür steht auch die Kla-
ge der Linksfraktion, damals noch
PDS, gemeinsam mit der SPD-
Fraktion gegen neue gesetzliche
steuerfreie Aufwandsentschädi-
gungen, die 2003 zu dem Urteil
des Verfassungsgerichtshofs ge-
führt hat“. 

Der Thüringer Rechnungshof
müsse zeitnah seine Sachverhalts-
aufarbeitung und seine fachliche
Einschätzung öffentlich machen.
Notwendig seien die Herstellung
von Transparenz und die unverzüg-
liche Einstellung unberechtigter
Zahlungen, so der LINKE Abgeord-
nete abschließend.

Aus dem Plenarprotokoll der Debatte zur Großen Anfrage der Fraktion DIE LINKE

Landtagssitzungen:
Am 16., 17. und 18. Juli kommt

der Thüringer Landtag zu seinen
letzten planmäßigen Plenarsitzun-
gen in der zu Ende gehenden 5.
Wahlperiode zusammen. 

Auf der Tagesordnung stehen
neben verschiedenen Gesetzent-
würfen, die abschließend beraten
werden sollen, eine ganze Reihe
von Anträgen der Oppositionsfrak-
tionen sowie eine Regierungserklä-
rung der Ministerpräsidentin mit
dem Titel „Bilanz 2009 bis 2014 -
gemeinsam erfolgreich für Thürin-
gen“. Aktuelle Informationen
zum Plenum unter www.thu-
eringer-landtag.de/landtag/ak-
tuelles/plenum.

Presseinformationen, Aktio-
nen, Schwerpunkt- und Diskussi-
onsforen der Linksfraktion: 

www.die-linke-thl.de

„Der Wunsch der SPD, die Gemein-
schaftsschulen in Thüringen in einem
solchen Umfang auszubauen, dass
für jedes Kind die Möglichkeit be-
steht, eine solche Schule besuchen
zu können, bedeutet, dass die Ge-
meinschaftsschule selbstverständ-
lich auf das Abitur vorbereiten und
dieses auch anbieten muss. Das ist
übrigens bereits jetzt nach dem
Schulgesetz möglich“, betonte Su-
sanne Hennig-Wellsow. Die LINKE-
Politikerin forderte den Ausbau der
Gemeinschaftsschulen und kritisier-
te, dass „immer noch viele Eltern ge-
zwungen seien, bereits nach der 3.
Klasse zu entscheiden, welchen Ab-
schluss das Kind anstreben soll. Dies
wird der individuellen Entwicklung
der Kinder nicht gerecht“. 
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steuern und damit die Fusion in der Ka-
liindustrie so zu bewerkstelligen, wie
sie dann trotz aller Widerstände und
trotz Alternativkonzepten politisch und
wirtschaftlich durchgesetzt wurde. 

Die Versuche einer Aufarbeitung der
Vorgänge in den letzten 20 Jahren ha-
ben zum Beispiel immer wieder deut-
lich gemacht, dass der damalige Bun-
deskanzler Kohl als Ludwigshafener
ein BASF-Junge war, dem vermutlich
dieser Konzern und dessen Erfolg über
alles gingen. Und natürlich wissen wir
alle noch, dass Altbundeskanzler Kohl
Spender von Großspenden an seine
Partei, die CDU, nie preisgegeben hat.
Inwieweit zwischen diesen Fakten Zu-
sammenhänge bestehen oder ob sie
möglicherweise gar gängige Praxis nur
spotlightmäßig widerspiegeln, bleibt
unbeantwortet. 

„Die Schatten der Vergangenheit 
haben uns längst eingeholt“

(…) Die Antwort auf unsere Große
Anfrage findet sich auf der Internetsei-
te des Thüringer Landtags in der Parla-
mentsdokumentation unter der Druck-
sachennummer 5/7331. Die Antwort
macht deutlich: Trotz der Brisanz auf-
grund des Kali-Fusions-Vertrages ist
die Antwort der Landesregierung auf
unsere Große Anfrage seitenweise
sehr dürftig. Fakt ist - und das bestä-
tigt die Antwort -, dass am Kalistandort
Bischofferode 700 Arbeitsplätze weg-
gebrochen sind und im neuen Gewer-
begebiet nur 318 geschaffen wurden.

Wohl gab es Einstiege und Hoffnun-
gen, wie zum Beispiel Holzleimproduk-
tion oder die Fertigung von Flügeln für
die Windräder, allein diese sind entwe-
der insolvent gegangen oder konnten
aufgrund der infrastrukturellen Anbin-
dung des Gewerbeparks gar nicht um-
gesetzt werden. Die Anbindung dieses
Gewerbegebietes ist eben sehr
schlecht, immer noch. 

Per Straße muss man sich durch die

Dörfer zwängen, der Bahnanschluss
wurde sofort nach der Stilllegung der
Kaligrube geschleift. Die nahe A 38 ist
eben nicht ausreichend, wenn es dann
noch kilometerlang über kleine Land-
straßen und durch Dörfer geht. Mittel-
bis langfristig soll es zumindest bei
Hainrode Umgehungsstraßen geben.
Aber was heißt schon mittel- und lang-
fristig, wenn 20 Jahre offenbar für die
Landesregierung kurzfristig sind? 

Die Landesregierung führt aus, dass
sie bemüht war, die negativen Auswir-
kungen der Schließung der Kaligrube
für die Region abzumildern. Zuschüsse
wurden ausgereicht, in deren Rahmen
auch eine Beteiligung der Bundesregie-
rung zu 50 Prozent erfolgt sein soll. Zu-
dem wurde im Juli 1993 die Entwick-
lungsgesellschaft Südharz-Kyffhäuser
mbH, also ESK, mit der LEG Thüringen
als Mehrheitsgesellschaft gegründet.
Deren Aufgabe war es, die strukturelle
und infrastrukturelle Entwicklung der
betroffenen Region zu fördern. (...)

Auch die erst mal positiv anmuten-
de Zahl, dass durch diese Gesellschaft
fast 140 Unternehmen mit 4.000 Ar-
beitsplätzen in den folgenden 12 Jah-
ren angesiedelt wurden, lässt ja die Si-
tuation der Region Bischofferode au-
ßer Acht. Und da bleiben eben nur 318
Arbeitsplätze. 

(…) Auch wenn heute niemand mehr
Verantwortung dafür übernehmen will,
was damals passiert ist, auch wenn in
der Region scheinbar Ruhe eingekehrt
ist und sich die verbliebene Bevölke-
rung vor Ort wieder erholt hat, kann
man diese Vorgänge nicht einfach ad
acta legen. 

Die Linke wird das nicht tun und vie-
le andere auch nicht. Und das können
wir auch deswegen nicht, weil uns ja
die Schatten der Vergangenheit längst
eingeholt haben durch die immensen
Kosten, die auf Thüringen noch zukom-
men sollen für die Altlastensanierung
durch Kali+Salz.                                        
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